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Vorblatt 


Siebte Novelle zum Wehrsoldgesetz 
(Entwurf der Bundesregierung) 


A. Problem 

Wehrpflichtige Soldaten müssen während des Grundwehr- 
dienstes in der Regel erhebliche wirtschaftliche Einbußen hin- 
nehmen, die einen Teil der Wehrungerechtigkeit darstellen. 

Das allgemeine Lohn- und Preisniveau ist seit der letzten An- 
hebung der Bezüge der Wehrpflichtigen erheblich gestiegen. 


B. Lösung 

Erhöhung des Wehrsoldes, des Entlassungsgeldes und des Ver- 
pflegungsgeldes während des Erholungsurlaubs. 

C. Alternativen 

Keine. 


D. Kosten 

(Millionen DM) 



1971 

1972 

1973 

1974 ff. 

BMVg 

155 

153 

146 

142 

BMA 

4,4 

4,4 

4,4 

4,4 
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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 16. November 1970 

1/4 (1/3) — 37231 — We 9/70 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlos- 
senen 


Entwurf eines Siebenten Gesetzes 
zur Änderung des Wehrsoldgesetzes 

mit Begründung. 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages her- 
beizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister des Innern. 

Der Bundesrat hat in seiner 358. Sitzung am 13. November 1970 
beschlossen, gegen den Gesetzentwurf gemäß Artikel 76 Abs. 2 
des Grundgesetzes keine Einwendungen zu erheben. 

Brandt 
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Entwurf eines Siebenten Gesetzes 
zur Änderung des Wehrsoldgesetzes 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 


Artikel 1 

Das Wehrsoldgesetz in der Fassung der Bekannt- 
machung vom 28. August 1965 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1051), zuletzt geändert durch das . . . Gesetz zur 
Änderung des Wehrsoldgesetzes vom . . . (Bundes- 
gesetzbl. IS....), wird wie folgt geändert: 

1. § 2 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird Satz 2 gestrichen. 

b) Absatz 4 erhält folgende Fassung: 

„(4) Der Wehrsold wird am 5. und 20. 
jeden Monats für den halben Kalendermonat 
gezahlt." 

2. § 3 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 2 wird der Strichpunkt durch einen 
Punkt ersetzt. 

b) Es wird folgender Satz 3 eingefügt: 

„Für die Dauer des Erholungsurlaubs wird 
der doppelte Betrag des Verpflegungsgeldes 
gewährt." 

c) Der bisherige Satz 2 Halbsatz 2 wird Satz 4. 

3. § 7 erhält die Überschrift „Besondere Zuwen- 
dung". 

4. § 9 erhält folgende Fassung: 

.§ 9 

Entlassungsgeld 

(1) Der Soldat erhält bei der Entlassung nach 
einem Grundwehrdienst von mindestens einem 
Monat oder nach einer unmittelbar anschließen- 
den Wehrübung ein Entlassungsgeld. 

(2) Das Entlassungsgeld beträgt für jeden vol- 
len Monat des Grundwehrdienstes fünfzig Deut- 
sche Mark; haben Familienangehörige des Sol- 
daten allgemeine Leistungen nach § 5 des Unter- 
haltssicherungsgesetzes erhalten, beträgt das 
Entlassungsgeld fünfundfünfzig Deutsche Mark, 


nach achtzehn Monaten jedoch insgesamt ein- 
tausend Deutsche Mark." 


5. Die Anlage (Wehrsoldtabelle) erhält folgende 


Fassung: 


„Anlage 


(Zu § 2 Abs. 1) 

Wehrsold 


Wehr- 
sold- Dienstgrad 

gruppe 

Wehr- 
sold- ' 
tages- 
satz 
DM 

1 

Grenadier 

4,50 

2 

Gefreiter 

6,— 

3 

Obergefreiter 

6,50 

4 

Hauptgefreiter 

7,50 

5 

Unteroffizier, Stabsunteroffizier, 
Fahnenjunker 

9,— 

6 

Feldwebel, Oberfeldwebel, 
Hauptfeldwebel, Fähnrich, 
Oberfähnrich 

10,— 

7 

Stabsfeldwebel, Leutnant 

11,— 

8 

Oberstabsfeldwebel, Oberleutnant 

12,— 

9 

Hauptmann 

13,— 

10 

Major, Stabsarzt 

14,— 

11 

Oberstleutnant, Oberstabsarzt, 
Oberfeldarzt 

15,— 

12 

Oberst, Oberstarzt 

16,— 

13 

Generale 

18,— 


Artikel 2 

Der ’Bundesminister des Innern wird ermächtigt, 
das Wehrsoldgesetz in der nach Inkrafttreten dieses 
Gesetzes geltenden Fassung mit neuem Datum und 
neuer Paragraphenfolge bekanntzumachen und dabei 
Unstimmigkeiten des Wortlauts zu beseitigen. 

Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1971 in Kraft. 
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Begründung 


Die Bundesregierung hat im Weißbudi 1970 zur 
Sicherheit der Bundesrepublik Deutschland und zur 
Lage der Bundeswehr (Nummern 92 und 115) die 
Erhöhung des Wehrsoldes und des Entlassungsgel- 
des angekündigt. 


1. Allgemeines 

Der vorstehende Gesetzentwurf zur Änderung -des 
Wehrsoldgesetzes entspricht dieser Ankündigung. 
Er geht mit den neuen Tagessätzen des Wehrsoldes 
für -die Wehrsoldgruppen vom Grenadier bis zum 
Stabsunteroffizier und mit der Verdoppelung des 
Verpflegungsgeldes während des Erholungsurlaubs 
noch über die im Weißbuch vorgeschlagenen Maß- 
nahmen hinaus. In der Erhöhung des Wehrsoldes 
für die unteren Wehrsoldgruppen um bis zu 80 v. H. 
und in der kräftigen Anhebung des Entlassungsgel- 
des sieht die Bundesregierung in erster Linie einen 
wesentlichen Beitrag zur Verbesserung der Wehr- 
gerechtigkeit. Den Wehrpflichtigen sollen damit 
aber nicht nur erhebliche höhere finanzielle Mittel 
während und am Ende des Wehrdienstes zur Ver- 
fügung gestellt werden. Die Verbesserungen sollen 
auch dazu dienen, den bewährten Soldaten, die 
auf Grund der Übernahme von Funktionen beför- 
dert werden, einen stärker als bisher leistungs- 
bezogenen Wehrsold zu gewähren. 

Daneben berücksichtigen die neuen Beträgev des 
Wehrsoldes zur Vermeidung einer weiteren Ände- 
rung des Wehrsoldgesetzes im Jahre 1971 die im 
Jahre 1970 eintretende und für 1971 zu erwartende 
allgemeine Einkommensentwicklung. 

Die Änderungen des Wehrsoldgesetzes werden nach 
Maßgabe des § 42 a Abs. 3 des Wehrpflichtgeset- 
zes und des § 35 Abs. 1 des Gesetzes über den ziyi- 
len Ersatzdienst entsprechend für die Dienstpflich- 
tigen im Bundesgrenzschutz und für die Ersatz- 
dienstleistenden gelten. 


11. Einzelbegründung 

Zu -den einzelnen Vorschriften des Artikels 1 ist zu 
bemerken: 

Nummer 1 (§ 2) 

Mit der Anhebung der Sätze für die Wehrsoldgrup- 
pen vom Gefreiten bis zum Unteroffizier soll u. a. 
die Übernahme von Funktionen durch Wehrpflich- 
tige berücksichtigt werden. Diesem Zweck würde 
die Beibehaltung des § 2 Abs. 1 Satz 2 (nicht dem 
Dienstgrad entsprechender höherer Wehrsold nach 
zwölfmonatigem Grundwehrdienst) widersprechen. 
Die Vorschrift ist daher zu streichen. 


Die Änderung des Absatzes 4 soll künftig unter- 
schiedliche Zahlungstage für Wehrsold und Neben- 
gelder vermeiden. Sie dient damit der Verwaltungs- 
vereinfachung. 

Nummer 2 (§ 3) 

Soldaten, die auf Grund der Wehrpflicht Wehr- 
dienst leisten, erhalten derzeit während -der Tage 
ihrer Befreiung von der Teilnahme an der Gemein- 
schaftsverpflegung ein Verpflegungsgeld von täg- 
lich 3,10 DM. Diese der Höhe nach unbefriedigende 
Regelung soll für die Dauer des Erholungsurlaubs 
durch eine Verdoppelung des vorgenannten Betrags 
verbessert werden. 

Nummer 3 (§ 7) 

Redaktionelle Änderung. 

Nummer 4 (§ 9) 

Während das Entlassungs^geld für den ledigen Sol- 
daten 50 DM je vollen Monat des Grundwehrdien- 
stes betragen soll, sind für Empfänger von allge- 
meinen Leistungen für Familienangehörige nach 
§ 5 des Unterhaltssicherungsgesetzes 55 DM je vol- 
len Monat, nach 18 Monaten insgesamt 1000 DM 
vorgesehen. Durch den einheitlichen Monatssatz 
erhält das Entlassungsgeld, ohne daß es dadurch 
seinen Charakter als notwendige Überbrückungs- 
hilfe für die Zeit nach Beendigung der Dienstzeit 
verliert, einen besonderen dienstzeitbezogenen 
Akzent. Aus diesem Grunde soll auch die bisherige 
Mindestdienstzeit von sechs Monaten nach Absatz 1 
auf einen Monat reduziert werden. 

Der Grundsatz eines einheitlichen, nach vollen Mo- 
naten der Dienstzeit berechneten Entlassungsgeldes 
gilt auch für die vor Ablauf der festgesetzten Dienst- 
zeit entlassenen Wehrpflichtigen. Daher erübrigt 
sich die bisherige Sonderregelung in Absatz 4. Ihre 
Streichun^g bedeutet zugleich eine Verwaltungsver- 
einfachung. 

Nummer 5 (Wehrsoldtabelle) 

Die bisherigen Wehrsoldgruppen 1 bis 3 (vom Gre- 
nadier bis zum Stabsunteroffizier) sollen in Über- 
einstimmung mit der Zielsetzung dieses Gesetzes, 
neben der Verbesserung der Wehrgerechtigkeit die 
Wahrnehmung von herausgehobenen Funktionen 
zu honorieren, in fünf Wehrsoldgruppen aufgeglie- 
dert werden. Den neuen Tagessätzen in diesen 
Gruppen sind die Beiträge für die folgenden Wehr- 
soldgruppen 6 bis 13 (vom Feldwebel bis zu den 
Generalen) anzupassen. 


111. Kostendarstellung 

Die Kosten für die Durchführung des Gesetzes wer- 
den gegenüber den bisherigen Kosten im Bereich 
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1. des Bundesministers der Verteidigung im Jahre 
1971 auf 155 Millionen DM, im Jahre 1972 auf 
153 Millionen DM, im Jahre 1973 auf 146 Mil- 
lionen DM und im Jahre 1974 auf 142 Millionen 
DM, 

2. des Bundesministers für Arbeit und Sozialord- 
nung im Jahre 1971 und in den folgenden Jah- 
ren auf 4,4 Miilionen DM 

geschätzt. 

Beim Bundesminister der Verteidigung stehen für 

1971 entsprechende Mittel aus dem Globaltitel im 
Einzelplan 14 zur Durchführung von Maßnahmen 
im Sinne des Weißbuchs 1970 zur Verfügung. Ab 

1972 sind die Beträge bei den einschlägigen Titeln 
des Einzelplans 14 zu veranschlagen; sie müssen 
sich innerhalb der Plafondszahlen der Finanzpla- 
nung halten. Im Bereich des Bundesministers für 


Arbeit und Sozialordnung wird der Mehrbetrag im 
Jahr 1971 aus den für den Einzelplan 11 vorge- 
sehenen Ansätzen gedeckt werden können; im übri- 
gen wird die mehrjährige Finanzplanung entspre- 
chend angepaßt werden müssen. Im Bereich des 
Bundesministers des Innern werden die Mehrkosten 
für Grenzschutzdienstleistende aus den Einsparun- 
gen an Personalausgaben für Polizeivollzugsbeamte 
gedeckt. 

Aus der Durchführung des Gesetzes entstehen keine 
zusätzlichen Kosten. 

Hinsichtlich der Auswirkung auf das Preisniveau ist 
anzunehmen, daß die Ausgaben in den Konsum ge- 
hen und damit den bestehenden Überhang der 
Nachfrage verstärken. Demgegenüber kommt jedoch 
den übergeordneten Gründen der Wehrgerechtig- 
keit und stärkeren Leistungsbezogenheit des Wehr- 
soldes vorrangige Bedeutung zu. 
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